Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Das Landeskirchenamt

Merkblatt
Obergrenze der zu zahlenden Dienstwohnungsvergütung 
bei eingeschränktem Auftrag
Die Synode der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen hat  mit Wirkung vom 1. März 1999 den Absatz 4 des § 9 des Pfarrerbesoldungs- und -versorgungsgesetzes (PfBVG) geändert und neu gefasst (KABl. S. 30). Diese neue Regelung, die eine Verringerung  zu zahlenden Dienstwohnungsvergütung zur Folge haben könnte, lautet wie folgt:

 "(4) Bei Pfarrern, die in einem Dienstverhältnis mit eingeschränktem Auftrag verwendet werden, sind bei der Bemessung des Anrechnungsbetrages (Dienstwohnungsvergütung) die gekürzten Dienstbezüge zugrunde zu legen.  Dies gilt bei einem verheirateten Pfarrer nur, wenn der Pfarrer nachweist, dass die Einkünfte des Ehegatten eine in der Ausführungsverordnung nach Absatz 5 Satz 1 festzusetzende Grenze nicht überschreiten.  Wird dieser Nachweis nicht erbracht, sind bei der Bemessung der Dienstwohnungsvergütung die ungekürzten Dienstbezüge zugrunde zu legen. "
Durch die Änderung  des vorgenannten Absatzes 4 ergeben sich folgende Möglichkeiten:

1.  bei nicht verheirateten Pastoren und Pastorinnen mit eingeschränktem  Auftrag  (halbe oder dreiviertel Stelle) sind bei der Bemessung der Dienstwohnungsvergütung ab 1. März 1999 die jeweiligen gekürzten Dienstbezüge zugrunde zu legen. Dieses wird ohne besonderen Auftrag von der ZGASt berücksichtigt. 

2.  bei verheirateten Pastoren und Pastorinnen mit eingeschränktem Auftrag (halbe oder dreiviertel Stelle) ist die unter 1. genannte Regelung nur dann anzuwenden, wenn nachgewiesen wird, dass  Einkünfte  des Ehegatten den in § 9 Abs. 2  Satz 1 der Dienstwohnungsvorschriften (KonfDWV) genannten Betrag nicht überschreiten. Diese vom  Rat der Konföderation durch Änderung des vorgenannten  Absatzes 2 ebenfalls mit Wirkung vom 1. März 1999 beschlossene Änderung  (KABl. S.36) bedeutet, dass dann eine Reduzierung der Dienstwohnungsvergütung möglich ist, wenn der aus dem Einkommensteuerbescheid ergebende Gesamtbetrag der Einkünfte des Ehegatten den Betrag von zur Zeit 9.000 € pro Jahr nicht übersteigt.

Bei verheirateten Pastoren und Pastorinnen mit eingeschränktem Auftrag  werden somit zu- nächst weiterhin  Dienstbezüge eines in vollem Umfang Beschäftigten  zugrunde gelegt. Erst wenn vom Pfarrer nachgewiesen wird, dass der in § 9 Abs. 2 Satz 1 KonfDWV genannte Betrag nicht durch Ehegatteneinkünfte überschritten wird, können bei der Bemessung der Dienstwohnungsvergütung die dem eingeschränkten Auftrag entsprechend verringerten Dienstbezüge zugrunde gelegt werden.

Einkünfte sind alle in § 2 Abs. 3 Einkommensteuergesetz genannten Einkommen, insbesondere solche aus selbständiger und unselbständiger Tätigkeit sowie Vermögenserträge. Nicht zum Einkommen zählen in diesem Zusammenhang Erziehungsgeld und Kindergeld (entsprechend Nr. 18.3 der LkDB-KonfDWV; KABl.1997  S. 227). 

Die vom Rat der Konföderation beschlossene Änderung lautet wie folgt:

"(2) Die Grenze der Einkünfte (§ 2 Abs. 3 Einkommensteuergesetz) nach § 9 Abs. 4 Satz 2 des Pfarrerbesoldungs- und -versorgungsgesetzes beträgt 50 v.H. des sich jeweils aus § 5 Abs. 4 Nr. 3 der Beihilfevorschriften ergebenden Betrages. Wird ein ausreichender Nachweis innerhalb eines Monats nach Beginn des eingeschränkten Auftrages erbracht, so wird die Verringerung der Dienstwohnungsvergütung vom Beginn des eingeschränkten Auftrages an wirksam, ansonsten vom Ersten des Monats an, in dem der Nachweis erbracht wird. Erzielt der Ehegatte im Laufe eines Kalenderjahres Einkünfte, die durchschnittlich im Monat ein Zwölftel der Grenze nach Satz 1 überschreiten, so sind für die Dauer der Überschreitung der Bemessung der Dienstwohnungsvergütung die ungekürzten Dienstbezüge des Pfarrers zugrunde zu legen."
Die durchschnittliche Monatssumme (1/12.) beträgt zur Zeit: 750 €.

Wir empfehlen verheirateten Pastoren und Pastorinnen mit eingeschränktem Auftrag, anhand der vorgenannten Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt zu überprüfen, ob sie einen Antrag an uns auf Reduzierung der Dienstwohnungsvergütung entsprechend ihrer gekürzten Dienstbezüge stellen sollten. Eine darauf beruhende Verringerung der Dienstwohnungsvergütung kann erst vom Ersten des Monats eintreten, in dem der Nachweis erbracht wurde, dass Ehegatteneinkünfte die genannte Grenze von zur Zeit 9.000 € nicht überschreiten. Für diesen Nachweis müssten mindestens folgende Unterlagen vorgelegt werden:

- Gehaltsbescheinigung für den Ehegatten

- Erklärung nach beiliegendem Muster 
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